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Geldwäsche und die Achillesferse des 
,,organisierten Verbrechens" 

1992/93 wurden die gesetzlichen Grundlagen der Bekämpfung organisierter Krimi­
nalität in der Bundesrepublik um Vorschriften über die Geldwäsche erweitert. Durch 
Identifizierungs- und Meldepflicht der Banken wurde ein neuer kriminalstnitegischer 
Ansatz etabliert, der es ermöglichen sollte, den kriminellen Organisationen ihre finan­
zielle Basis zu entziehen. Der Gesetzgebungsprozeß, die Praxis der Geldwäscheer­
mittlungen und deren Auswirkungen werden dargestellt. Es zeigt sich, daß die Bestim­
mungen über die Geldwäsche mit Rücksicht auf die legalen Wirtschaftsprozesse weit­
gehend wirkungslos gefaßt wurden, daß die versprochenen Ziele wirksamer OK­
Bekämpfung nicht erreicht werden und daß statt dessen neue Zuständigkeiten für die 
Polizei geschaffen wurden, die von dieser offensiv genutzt werden. 

In 1992/93 the fight against organized crime was enlarged by new laws concerning 
money laundering in the Federal Republic of Germany. As a result of a new crimi­
nal strategy the banks and other institutions of the financial system have to identify 
and to report suspicious transfers. The article describes the legislation process, the 
police methods to fight money laundering and its consequences: lt becomes appa­
rent that out of consideration f or legally conducted business, the regulations are lar­
gely ineffektively drafted. The money laundering act has established unsuitable means 
to fight organized crime, but it has opened a new area of competence f or the police. 

Am 29. 11. 1993 trat das „Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus 
schweren Straftaten (Geldwäschegesetz-GwG)" in Kraft (GwG 1993). Mit 
ihm sollten die Voraussetzungen zur Aufdeckung und effektiven Bekämp­
fung von Geldwäschevorgängen in der Bundesrepublik geschaffen werden. 
Im Konzert der Maßnahmen gegen „die Organisierte Kriminalität" nimmt 
das GwG eine Sonderstellung ein, in der sich die Umrisse einer neuen Phase 
kriminalpolitischer Entwicklung abzeichnen. Deren Charakteristika lassen 
sich in vier Thesen zusammenfassen: 

Erstens: Kriminalstrategische Kalküle bestimmen die Kriminalpolitik. Sie 
geben zwar nicht ihre Lösungen, jedoch ihre Themen vor. 

Zweitens: Kriminalpolitik vollzieht sich international. Nationale Debatten 
sind nicht allein geprägt von dem, was in anderen Ländern geschieht; sie 
sind gleichzeitig bestimmt durch die Grenzen, die international verpflich­
tend vorgeschrieben sind. 

Drittens: Der „Kampf" gegen „die Organisierte Kriminalität" kennt keine 
Tabus, weder in bezug auf in die „Tiefe" von sozialen und personalen Ver­
hältnissen1, noch die „Breite" gesellschaftlicher Wirklichkeitsbereiche. 
Ausweitende Kriminalisierung zieht neue Akteure gleichzeitig als straf-

1 Vgl. die durch das OrgKG (1992) eingeführten Ermittlungsbefugnisse (Einsatz 
technischer Mittel, VE, Observation, Rasterfahndung), siehe Eisenberg 1993, 
oder die Debatte um den „Lauschangriff", siehe Kutscha 1992. 
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verfolgerische Hilfstruppen und als potentielle Klientel in das kriminalpo­
litische Interessengeflecht. Im Ergebnis werden die kriminalstrategischen 
Kalküle durch den Lobbyismus der Akteure und durch übergeordnete Funk­
tionszusammenhänge mehrfach gebrochen. 

Viertens: Wer in kriminalstrategischer Absicht gesellschaftliche Bereiche 
qua Kriminalisierung der polizeilich-strafverfolgerischen Zuständigkeit 
unterstellt, eröffnet der Polizei damit Gelegenheiten, das neue Terrain mit 
ihrer Handlungslogik und ihren Methoden zu okkupieren. 

Im folgenden werden diese vier Thesen anhand der Geldwäsche-Gesetz­
gebung und ihrer Folgen illustriert. 

1. Das kriminalstrategische Kalkül

Ende 1986 widmete das Bundeskriminalamt seine jährliche Arbeitstagung 
der Frage: ,,Macht sich Kriminalität bezahlt?" (Bundeskriminalamt 1987). 
Im Titel der Veranstaltung trat bereits die Hinwendung zu einer für die deut­
sche Polizei und - wie Hans-Jürgen Kerner in seinem Einleitungsvortrag 
zeigte (Kerner 1987, S. 25) - auch für die deutschsprachige Kriminologie 
weitgehend unbeachteten Dimension krimineller Handlungen zutage: Ver­
brechen sollten unter ökonomischen Gesichtspunkten betrachtet werden. 
Und aus dieser ökonomischen Analyse sollten Konsequenzen für eine effek­
tivere polizeiliche Verbrechensbekämpfung resultieren. Mit dem Blick auf 
die Ökonomie des Verbrechens verließ die Tagung die gewohnte polizeili­
che Sicht. Im Hinblick auf das kriminelle Gegenüber sollte an die Stelle mora­
lischer Unwerturteile der Versuch treten, ökonomisches Kalkül hinter den 
Handlungen auszumachen. Statt herkömmlicher Strafverschärfungen, statt 
Verrechtlichung polizeilich-nachrichtendienstlicher Ermittlungsmethoden 
wurde programmatisch eine neue, die „3. Dimension der Verbrechens­
bekämpfung" proklamiert.2 „Ein wesentlicher qualitativer Schub" für die 
Rauschgiftbekämpfung, so Schuster3 in seinem Einleitungsaufsatz zur der 
anläßlich der Jahrestagung vorgelegten Bibliographie, hätte der Versuch 
erbracht, ,,die immensen Gewinne aus dem illegalen Rauschgiftgeschäft 
abzuschöpfen". In seinem Beitrag wurde aber auch deutlich, daß die Poli­
zei sich keineswegs freiwillig auf ein neues Gebiet wagt. Die Entwicklung 
insbesondere der Rauschgiftkriminalität sei es gewesen, die die „Suche nach 
Alternativen zur traditionellen Bekämpfung", nach einer „veränderte(n) 
Strategie der Sanktionsorgane geradezu herausforderte" (Schuster 1986, 
S. XII). Mit anderen Worten: das Interesse an der Verbrechensökonomie
resultiere aus dem kaum verhüllten Eingeständnis, daß die herkömmlichen
polizeilichen Bekämpfungsformen gegenüber der Rauschgift- bzw. der
„Organisierten Kriminalität" versagt hätten - in jedem Fall nicht ausreichend
seien. Weniger als Alternative denn als Vervollständigung polizeilicher Stra­
tegien sollten in der „3. Dimension" jene Erfolge erzielt werden, die in den
ersten beiden, der Sicherstellung der kriminell erlangten Ware und der Fest-

2 So Boge 1987, damaliger BKA-Präsident, auf der genannten Tagung. 
3 Schuster ist heute Präsident der (OK- und RG-) Ermittlungsabteilung im BKA. 
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nahme der Täter, bislang ausgeblieben waren. ,,Alle ernsthaften Bestre­
bungen, den Rauschgifthandel zu unterbinden, müssen daher ein Haupt­
ziel haben, den Tätern ihre bisher sehr breite finanzielle Basis zu entzie­
hen" (Boge 1987, S. 90). Unter der populären, weil eingängigen Devise: den 
kriminellen „Profis die Profite nehmen" (Kube/Poerting/Störzer 1987), folgte 
der rhetorische „Aufbruch in die Dritte Dimension" (Schäfer 1987) dem 
gewohnten Muster polizeilicher Argumentation. Erstens: man zeichne eine 
Bedrohungslage, in der Ausmaß und Gefährlichkeit eines Phänomens 
geschildert werden. Zweitens: man blicke auf die vorbildhaften Verhältnisse 
in anderen Staaten, um die eigene Rückständigkeit demonstrieren zu kön­
nen. Und drittens: man fordere all das, was andere längst (vermeintlich erfolg­
reich) praktizieren.4 

Am Anfang der neueren Diskussion um Gewinne und Vermögen von Straftä­
tern standen und stehen denn auch jene Schätzungen, die das Ausmaß kri­
minellen Reichtums belegen sollen. Die öffentlich gehandelten Schätzun­
gen über das illegal erlangte Vermögen scheinen nahezu beliebig. 

Auf der genannten Tagung gab der damalige Bundesinnenminister den Umfang 
des jährlichen Gewinns aus illegalen Rauschgiftgeschäften in der Bundesrepublik 
mit 1 Mrd. DM an (Zimmermann 1987, S. 12). Nach anderen BKA-Angaben sol­
len 2-4 Mrd. DM des jährlichen OK-Umsatzes von 10 Mrd. DM in der BRD gewa­
schen werden (Kern 1993, S. 21). Der weltweite Umsatz „der Drogensyndikate" 
soll nach US-Angaben zwischen 300 und 800 Mrd. US-Dollar betragen; ihr Profit 
soll 500 Mrd. US-Dollar ausmachen (Geld 1992, S. 136 u. 141). Den Schätzungen 
der Vereinten Nationen und Interpol folgend (Kern 1993, S. 20), bezifferte der 
Bundesnachrichtendienst in einer Vorlage für den Bundeskanzler den vermute­
ten Jahresumsatz der „Drogen-Kartelle" in westlichen Industriestaaten auf 250 
Mrd. Dollar (Berliner Morgenpost v. 5.1.1992; s. a. Carl/Klos 1994, S. 1 f.). Die 
„Financial Action Task Force" (FATF) errechnete 1989 einen Umsatz von 122 
Mrd. US-Dollar aus Drogengeschäften für die USA und Westeuropa; über 85 Mrd. 
Dollar stünden jährlich für Geldwäschevorgänge zur Verfügung ( s. Financial Action 
Task Force 1989, S. 19; Kern 1993, S. 20 f.).5 

Die Höhe des kriminell erwirtschafteten Vermögens ist aber aus polizeili­
cher Sicht nur ein Aspekt der Bedrohung, denn mit den illegal erwirt­
schafteten „gewaltigen Summen ist", so Boge (1987), ,,der Einstieg in legale 
Bereiche sehr leicht möglich". Die kriminellen Profite bewirkten in der lega­
len Ökonomie „eine Verzerrung der Wettbewerbssituation. Auf lange Sicht 
wird dies zu einer Verdrängung der seriösen Firmen führen. Auf diese Art 
und Weise besteht die Gefahr der Korrumpierung ganzer Volkswirt­
schaftsbereiche" (s. Financial Action Task Force 1989, S. 19; Kern 1993, S. 
20 f.). Daß „sich das Organisierte Verbrechen gleich einer Krake ausbrei­
tet" (Flormann 1992, S. 229), daß es zunehmend seine Gewinne in legalen 
Geschäftsbereichen anlege, daß es Investitionen in Banken, Versicherun­
gen und Bausparkassen, in Transport- und Fluggesellschaften vornehme, 
das konnte die interessierte Öffentlichkeit über die Presse vom BND erfah­
ren (Berliner Morgenpost v. 5.1.92). 

4 So war die Rollenverteilung auf der BKA-Tagung, siehe Bundeskriminalamt 1987. 
5 Zur Kritik der FATF-Berechnungen, siehe v. Dyune 1994, S. 58 ff. 
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Da für die polizeiliche OK-Diagnose der Grundsatz gilt: ,,Erkennbare orga­
nisierte Kriminalität ist - im Sinne der Täter - schlecht organisierte Krimi­
nalität!" (Rebscher/Vahlenkamp 1988, S. 151), liegt es in der Sache selbst, 
daß sich zum Umsatz der OK-Branchen, zu den dort anfallenden Gewin­
nen und zu den möglicherweise zu waschenden Beträgen „lediglich weit­
gehend spekulative Angaben machen" lassen (Schuster 1986, S. X). Von 
den Gefahrenszenarien der Geldwäsche sind deshalb einige leicht auf die 
Interessen der Akteure rückführbare Übertreibungen abzuziehen. Noch 1989 
hatte die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß „die Bundesrepublik 
Deutschland ... im internationalen Rahmen nicht als Staat (gilt), in dem im 
größeren Umfang Geld 'gewaschen' wird" (BT-Drs.11/5342, S. 1). Und 1992, 
als in der Schlußphase der OrgKG-Beratungen ein medienbekannter Ber­
liner OK-Staatsanwalt meinte, unter Berufung auf Erkenntnisse des italie­
nischen Geheimdienstes „Sismi" auf das geldwäscherische Engagement der 
Mafia in den neuen Ländern hinweisen zu müssen (Berliner Zeitung v. 
17. 6. 92), antwortete Staatssekretär Lintner lapidar: ,,Der Bundesregierung
liegen keine Belege für das behauptete Ausmaß von Mafia-Aktivitäten in
Ostdeutschland vor; die genannten Zahlen haben daher einen rein speku­
lativen Charakter" (BT-PlPr. 12/98., S. 8117). Skepsis gegenüber dem
Umfang der Geldwäsche mag deren Gefahrenpotentiale ggf. relativieren;
sie kann den rationalen Kern der Debatte jedoch nicht aus der Welt schaf­
fen. Denn die Behauptung, daß durch illegale Handlungen Geld verdient
werden kann und dieses Geld in den legalen Wirtschaftskreislauf überführt
wird, ist ebenso plausibel wie die Vermutung, daß Gewinne und zu
waschende Gelder tendenziell zunehmen, wenn regelrechte Branchen und
Märkte für illegale Güter und Dienstleistungen entstehen. Ein realer Hin­
tergrund für die (kriminalpolitische) Debatte über Geldwäsche kann daher
kaum geleugnet werden. Daß sie befördert wurde, einerseits durch fiskal­
und ordnungspolitische Überlegungen, andererseits durch das moralische
Empfinden des seinem eigenen Verständnis nach rechtschaffenen Publikums,
das sein Geld auf redliche, gesetzestreue Weise verdient, liegt gleichwohl
auf der Hand. Aus dieser Perspektive ist es eher erstaunlich, wie spät die
Anti-Geldwäsche-Konjunktur begann.

Betrachtet man die kurze bundesrepublikanische Diskussion um Geldwä­
sche, so zeigt sich zunächst ein bekanntes Verlaufsmuster: die Akteure der 
Inneren Sicherheit erheben Forderungen an „die Politik". Gefahren wer­
den geschildert, polizeilich-strafverfolgerische Hilflosigkeit konstatiert und 
gleichzeitig neue Maßnahmen angemahnt. Dabei ist offenkundig, daß die 
polizeipolitische Skandalisierung, die Kombination aus grobem Schätzwert 
und grenzenloser Extrapolation, aus den polizeilichen Interessen an neuen 
Ressourcen resultiert. Weniger materielle als rechtliche Zugaben werden 
vom Gesetzgeber gefordert, damit der „Kampf gegen das Verbrechen" effek­
tiviert werden könne. Schließlich werden die Forderungen gehört; ihnen wird 
gesetzgeberisch Rechnung getragen. Auffallend an der Geldwäsche­
Gesetzgebung ist zunächst, daß die Phasen im Zeitraffer abliefen. Bean­
spruchte die Legalisierung der „neuen Methoden der Verbrechens­
bekämpfung" zwischen 9 und 18 Jahren, so erfolgte die Kriminalisierung 
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der Geldwäsche nach einem halben J ahrzehnt.6 Zweitens unterscheidet sich 
die Geldwäsche von anderen polizeilichen Verrechtlichungswünschen 
dadurch, daß es sich hier in erster Linie nicht um ein neues Ermittlungs­
instrumentarium handelt, sondern um die Erschließung eines neuen 
Wirklichkeitsbereichs, in dem Ermittlungen stattfinden sollen.7 Und 
schließlich spielte die internationale Dimension eine neue nationale Rolle. 
Die traditionelle polizei- und kriminalstrategische Argumentation, der 
Devise folgend: vom westlichen Ausland lernen, heißt Kriminalität erfolg­
reich bekämpfen lernen, stand auch bei der Geldwäsche Pate. Aber anders 
als etwa bei den „Verdeckten Ermittlern", bei der Einführung von natio­
nalen Verbindungsbeamten oder der „kontrollierten Lieferung" spielten 
internationale Gesichtspunkte bei der Geldwäsche mehr als nur die Rolle 
des Vorbilds. Internationale Normen, Empfehlungen und zwingende 
Vorgaben bestimmten vielmehr Richtung und Inhalt der nationalen 
Gesetzgebung mit. 

2. Internationale Vorgaben, nationale Umsetzung

Die Thematisierung der Geldwäsche in der Bundesrepublik seit Mitte der 80er 
Jahre ging einher mit internationalen Regulierungsversuchen. Für die Einführung 
eines Straftatbestands der Geldwäsche durch das OrgKG von 1992 sowie für das 
nachfolgende Geldwäschegesetz von 1993 waren vier verschiedene, in ihrer Aus­
richtung aber gleichförmige internationale Verpflichtungen bzw. Anstöße 
bedeutsam: 

-1988 beschlossen die Vereinten Nationen die sog. Wiener Drogenkonvention (s.
Körner 1990, S. 998-1024 ). Sie enthält eine Definition der sich an Drogengeschäfte
anschließenden Geldwäsche sowie die Verpflichtung der Unterzeichnerstaaten,
diese als Straftat zu definieren (Carl/Klos 1994, S. 52 ff.).

-1989 bildeten die Staats- und Regierungschefs der G7-Staaten eine Arbeitsgruppe,
die neben einem Überblick über die internationale Zusammenarbeit hinsichtlich
der Geldwäsche weitere Maßnahmen zu deren Verhinderung erarbeiten sollte
(ebd., S. 54 ff.). Diese „Financial Action Task Force on Money Laundering"
(F ATF), der mittlerweile Vertreter von 28 Staaten, der EG-Kommission und des
Golf-Kooperationsrates angehören, legte 1990 ihren ersten Bericht vor (Abdruck
in: Pieth 1992, S. 179 - 199). Sie forderte nicht nur die Umsetzung der Bestim­
mungen der Wiener Konvention, sondern regte u.a. auch an, die Strafbarkeit der
Geldwäsche auf andere mit Betäubungsmitteln zusammenhängende Straftaten oder
gar auf alle schweren Straftaten auszudehnen (ebd., S. 183 f.).
-Im November 1990 verabschiedete der Europarat ein Übereinkommen über das
Waschen, Aufspüren, die Beschlagnahme und Einziehung von Verbrechens­
erträgen (Forthauser 1992, S. 94 f.).

-Schließlich beschloß der Rat der Europäischen Gemeinschaften im Juni 1991
eine „Richtlinie zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke

6 Gerechnet von der eingangs genannten BKA-Arbeitstagung bis zum OrgKG 
(1992); für die anderen Methoden von der 74er BKA-Arbeitstagung zum orga­
nisieren Verbrechen (Bundeskriminalamt 1975) bzw. dem AK II-Papier von 1983 
(Innenministerkonferenz 1983) bis zum OrgKG gerechnet. 

7 Siehe unter Pkt. 3 
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der Geldwäsche" (Abdruck in: Carl/Klos 1994, S. 232-241 ). Auch ihr Kern bestand 
in der Forderung nach Kriminalisierung der Geldwäsche. Die Mitgliedsstaaten gin­
gen die Verpflichtung ein, die erforderlichen Vorschriften bis zum 1.1.1993 in natio­
nales Recht umzusetzen. 

Bereits im Mai 1986 legte das bundesdeutsche Justizministerium mit Blick 
auf die in Beratung befindliche UN-Konvention einen ersten Entwurf vor. 
Durch den erweiterten § 29 des Betäubungsmittelgesetzes sollte das 
Waschen von Geld aus Btm-Delikten unter Strafe gestellt werden (Maß­
nahmen 1987). Obgleich die um Stellungnahme gebetenen Landesjustiz­
verwaltungen positiv reagiert hatten, kam das Vorhaben nicht voran. 
Wurde zunächst auf internationale Verpflichtungen verwiesen - die „vor­
geschlagene nationale Regelung mit parallel laufenden Aktivitäten im Rah­
men der Vereinten Nationen abzustimmen" (ebd.)-, so waren es nach der 
Verabschiedung der Wiener Konvention offensichtlich nationale Pro­
bleme, die einer raschen Verabschiedung im Wege standen. Im Frühjahr 
1989 beriet das Bundeskabinett den Bericht einer Interministeriellen 
Arbeitsgruppe (fünf Bundesministerien, Bundeskanzleramt und Deutsche 
Bundesbank waren in ihr vertreten). Der Bericht, der neben der Einführung 
von Vermögensstrafe und erweitertem Verfall eine Strafvorschrift für das 
Waschen von „Vermögensgegenständen" aus Btm-Straftaten vorsah, 
wurde zustimmend zur Kenntnis genommen; der Justizminister wurde beauf­
tragt, ,,zu den genannten Vorhaben alsbald entsprechende konkrete Geset­
zesvorschläge auszuarbeiten" (Profite 1989, S. 39). Empfahl die Intermini­
sterielle Arbeitsgruppe lediglich zu prüfen, ob die Geldwäsche auch für 
Gewinne aus Straftaten außerhalb der Btm-Delikte unter Strafe gestellt wer­
den sollte, so versuchte die SPD-Fraktion im Bundestag mehrfach einen 
neuen§ 257a in die Strafprozeßordnung einzuführen, der das Waschen von 
Geld, das „aus einer rechtswidrigen Tat stammt", mit Strafen belegen wollte 
(BT-Drs. 11/5313, 12/731 und 12/1367). 

Während in der bundesdeutschen Gesetzgebung mit den Anträgen von Bay­
ern und Baden-Württemberg über den Bundesrat der dritte, letztlich erfolg­
reiche Versuch der Kriminalisierung der Geldwäsche gestartet wurde (BR­
Drs. 74/90), war mit dem Entwurf einer EG-Richtlinie zur Geldwäsche eine 
neue Arena eröffnet. Die Richtlinie wurde im Juni '91 verabschiedet. Für 
die deutsche Gesetzgebung blieb sie zunächst ohne Bedeutung. Der im Juli 
'91 in den Bundestag eingebrachte OrgKG-Entwurf war noch nicht aktua­
lisiert und verwies wie sein Vorgänger aus der 11. Legislaturperiode (BT­
Drs. 11/7663, S. 25) allein auf die Wiener Konvention als internationale 
Verpflichtung zur Schaffung der Geldwäsche als eines neuen Straftatbe­
standes (BT-Drs. 12/989, S. 26). Im Juli '92 wurde das OrgKG mit einem 
weiter modifizierten Geldwäscheparagraphen beschlossen (OrgKG 1992, 
§ 261 StGB).

Schon 1989 hatte die Interministerielle Arbeitsgruppe eine Prüfung emp­
fohlen, ,,wie-zum Aufspüren illegaler Gewinne -die Zusammenarbeit zwi­
schen Kreditinstituten und Ermittlungsbehörden verbessert werden kann" 
(Profite 1989, S. 40). Die Überzeugung, daß sich die kriminalstrategischen 
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Absichten nicht durch eine bloße Strafvorschrift erreichen ließen, sondern 
es begleitender gesetzgeberischer Maßnahme bedürfe, Geldwäschevorgänge 
überhaupt aufzudecken, bestimmte auch die Beratungen der EG-Richtli­
nie. Da sie, wie die UN-Konvention, für die Mitgliedsstaaten bindende Vor­
gaben enthalten sollte, war sie heftig zwischen den Regierungen umstrit­
ten. Für die Bundesrepublik erfolgte die Diskussion auf beiden Ebenen zeit­
lich und inhaltlich verschränkt. Während die EG-Richtlinie den Straftat­
bestand der Geldwäsche definierte und gleichzeitig Bestimmungen dar­
über enthielt, wie die Geldwäsche aufgespürt werden sollte, geschah die deut­
sche Gesetzgebung in zwei Schritten (BT-Drs. 12/2704): Die Richtlinie gab 
den Rahmen vor, in dem sich die nachfolgende bundesdeutsche Umsetzung 
abspielen konnte. Beteiligt in beiden Arenen war lediglich die Bundesre­
gierung, die derart national nochmals das zu verhindern suchte, was sie 
europäisch nicht hatte verhindern können. 

3. Zur Konstruktion der Geldwäsche

Vier Streitfragen bestimmten die Diskussionen um die strafrechtliche Ahn­
dung der Geldwäsche: 

-Sollte nur das Waschen von Geld aus Drogengeschäften unter Strafe gestellt wer­
den (so wie es die Wiener Konvention verlangte), oder sollte der Katalog der Vor­
taten erweitert werden ( wie FA TF, der Europarat, die EG-Richtlinie und SPD­
Opposition forderten)? Nachdem das Justizministerium in den ersten Entwürfen
neue Maßnahmen gegen die Geldwäsche lediglich für Drogengewinne einführen
wollte, sah der erste Bundesratsentwurf einen erweiterten, aber abschließenden
Vortatenkatalog vor.8 In seiner endgültigen Version wurden die Bestimmungen
wieder anders gefaßt: neben den Vergehen nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 des Betäu­
bungsmittelgesetzes (Anbau, Handeltreiben, Ein- und Ausfuhr, Erwerb etc. von
Betäubungsmitteln) sind nun auch alle Vergehen, die von Mitgliedern einer kri­
minellen Vereinigung begangen wurden, sowie alle Verbrechen Vortaten der Geld­
wäsche.

- Ab welchem Betrag sollten die zur Mitwirkung herangezogenen Geldinstitute
verpflichtet werden, die einzahlenden Kunden zu identifizieren? Der Schwellen­
wert sollte nach den Vorstellungen der Bundesregierung bei 25.000 ECU bzw.
50.000 DM für Banken liegen. Nach langen Verhandlungen einigten sich die EG­
Regierungsvertreter auf 15.000 ECU; national kam es erst zu einer Einigung durch
den Vermittlungsausschuß von Bundestag und Bundesrat, der den Schwellenwert
für alle Geldinstitute auf 20.000 DM festlegte (Krüger 1994, S. 38).

- Durch das sog. Berufsgeheimnisträger-Privileg hatte die Bundesregierung
bestimmte Berufsgruppen von der Identifizierungspflicht ausnehmen wollen,
wenn sie für einen Dritten handelten: Rechtsanwälte, Notare, Steuerberater u.a.
(BT-Drs. 12/2704, § 8 Abs. 2). Der Vermittlungsausschuß schloß sich der Position
der SPD-Mehrheit im Bundesrat an und strich die Ausnahmen von der ldentifi­
zierungspflicht.

- Die Bundesregierung wollte die Frist, während der verdächtige Finanztransak­
tionen von den Banken angehalten werden müssen, auf einen Tag begrenzen. Durch

8 BT-Drs. 11/7663 § 261 Abs. 1: u.a. Bandendiebstahl, Hehlerei, bandenmäßiges 
Glücksspiel. 
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Beschluß des Vermittlungsausschusses wurde die Frist, den Vorstellungen der SPD 
folgend, verdoppelt.9 

Die Diskussionen um Schwellenwert, Identifizierungspflicht und Anhalte­
frist waren deutlich vom Lobbyismus (Prittwitz 1993) und Klientelismus der 
Akteure gekennzeichnet. Offensichtlich mit Rücksicht auf ihre vermeintli­
che Anhängerschaft in den freien Berufen versuchte die FDP bis zuletzt, 
ihrer Klientel die Identifizierung bei Bargeschäften zu ersparen. Und die 
Bundesregierung hatte schon auf EU-Ebene für einen höheren Schwellen­
betrag gestritten, weil sie eine zu große Arbeitsbelastung für die Banken 
befürchtete.10 Bereits die eher kleinliche Auseinandersetzung über die ein­
oder zweitägige Anhaltefrist verweist jedoch auf mehr als nur den Versuch 
von Normadressaten, Nachteile oder Pflichten, die ihnen drohen, abzu­
wehren. Angesichts der Identifizierungs- und Meldepflicht, die das GwG 
für Kredit- und Finanzinstitute einführte, betonte der Entwurf der Bun­
desregierung: ,,Das heute in der Bundesrepublik bestehende Finanzsystem 
zeichnet sich durch ein hohes Maß an Liberalität und das Fehlen staatlicher 
Kontrolle bei der Abwicklung einzelner Geschäftsvorfälle aus" (BT-Drs. 
12/2704, S. 17). Der Hinweis auf das liberale Finanzsystem, das „Grund­
voraussetzung für einen effektiven und zügigen Finanzdienstleistungsver­
kehr" sei (ebd.), erklärt mehr als die Interessen der Banken. Und selbst die 
Banken versuchten nicht, sich dem Kampf gegen die Geldwäsche insgesamt 
zu widersetzen. Aus Interesse an „sauberen" Geschäften und/oder an einem 
sauberen Branchenimage mußten die Banken selbst sich zur Bekämpfung 
der Geldwäsche bekennen,11 gleichwohl sie die Nachteile für sich so gering 
wie möglich halten wollten. 

Daß die Brisanz der Geldwäschegesetzgebung in kriminalpolitisch moti­
vierten strafrechtlichen und strafverfolgerischen Eingriffen in Wirtschafts­
abläufe bestand, zeigt sich auch am Katalog der Vortaten. Denn keineswegs 
wurde die Überführung kriminell angeeigneten Vermögens in legale Werte 
unter Strafe gestellt - so wie es die SPD in oppositioneller Unschuld12 vor­
geschlagen hatte-, sondern strafbar wird dies nur dann, wenn die Werte 
aus den Katalogtaten herrühren. Der so zugeschnittene kriminalisierte Geld­
wäschebereich hat aber nicht nur keinen nachvollziehbaren Bezug zu den 
als OK-verdächtig gehandelten Deliktsbereichen13: so gehören u.a. Hoch-

9 Die SPD rechnete sich an, das „stumpfe Schwert" des Gesetzentwurfs erfolg­
reich geschärft zu haben (siehe Geldwäschegesetz 1993, S. 15). 

10 So auch in: BT-Drs. 12/2704, S. 13. 
11 Exemplarisch: Süddeutsche Zeitung vom 26.5.93: ,,Die Banken wollen ein frei­

williges Abkommen zur Verhinderung der Geldwäsche treffen, falls das ent­
sprechende Bonner Gesetz zu spät kommt." 

12 Busch (1994, S. 35) spricht vom „polizeilichen Antikapitalismus", in den die 
SPD ihr altes Erbe transformiert habe. 

13 Siehe Pkt 2.3 der „Gemeinsamen Richtlinien der Justizminister/-senatoren und 
der Innenminister/-senatoren der Länder über die Zusammenarbeit von 
Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Verfolgung der Organisierten Krimi­
nalität", Abdruck in: Kleinknecht/Meyer/Meyer-Goßner 1993, S. 2120 - 2128. 
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und Landesverrat, die terroristische Vereinigung, gewaltsame Sexualdelikte, 
der Meineid, die Verfolgung Unschuldiger zu den Katalogtaten.14 Auffal­
lend ist auch, daß das OrgKG ganze Kriminalitätsbereiche aussparte, die 
auf den ersten Blick nicht die Vermutung für sich haben, Geldwäsche könnte 
in ihrem Gefolge nicht stattfinden, so z.B. die gesamte Wirtschaftskrimi­
nalität.15 Auch die Eilfallregelung in§ 13 GwG, die den Banken die Aus­
führung verdächtiger Transaktionen mit nachfolgender Verdachtsmeldung 
erlaubt, respektierte mehr das Interesse an ungestörten Finanztransaktio­
nen als an einer effektiven Strafverfolgung ( s. Carl/Klos 1994, S. 216 f. ). Sym­
ptomatisch für die Gesetzgebung ist, daß die SPD sich in eher marginalen 
Punkten hat durchsetzen können, während von ihrer ursprünglichen For­
derung hinsichtlich des Kriminalisierungsumfangs zunächst nichts übrig blieb. 
In diesen Zusammenhang gehört, daß der Name des Gesetzes mehrfach 
geändert wurde. ,,Um klarzustellen", so der Rechtsausschuß in seiner Stel­
lungnahme, ,,daß mit dem Gesetz keine uferlosen Nachforschungen nach 
legalen Gewinnen beabsichtigt sind, sollte die Klammerdefinition des 
Gesetzes 'Verbrechensgewinnaufspürungsgesetz' statt 'Gewinnaufspü­
rungsgesetz' lauten" (BT-Drs.12/5298, S.18). Der Innenausschuß tilgte dann 
durch den Kurztitel „Geldwäschegesetz" jeden Gedanken daran, hier 
könnte es legalen Gewinnen an den Kragen gehen. 

So stand denn zweierlei Pate bei der Geldwäschegesetzgebung: Auf der einen 
Seite der Versuch, dem kriminalstrategischen Kalkül folgend, Verbre­
chensgewinne bei ihrem Eintritt in den legalen Finanzkreislauf zu entdecken, 
auf der anderen Seite das Bemühen, die legalen Wirtschaftsabläufe mög­
lichst unbehindert zu lassen. Der Konflikt zwischen beiden Zielen wurde 
dadurch gelöst, daß sämtliche Delikte im engen Umfeld legalen Wirtschaf­
tens als Katalogtaten ausgeklammert wurden. Mehr der Außenwirkung ( alle 
Verbrechen!) denn der Aufdeckung OK-relevanter Geldwäschestrukturen 
diente die Ausweitung der Vortaten. Hinter der deliktischen Selektion im 
Vortatenkatalog steht faktisch eine soziale; sie stellt den Versuch dar, jenen 
„gesellschaftspolitischen Folgewirkungen" vorzubeugen, die Kerner dann 
für möglich hielt, ,,wenn man-mit dem entsprechenden neuen gesetzlichen 
Instrumentarium ausgestattet - tatsächlich energisch und rücksichtslos 
zugreift, um unter anderem die Übergangsflüsse zwischen den illegalen 
Märkten und den legalen auszutrocknen" (Kerner 1987, S. 44). 

Gleichwohl stellt die Geldwäschegesetzgebung mehr dar als einen symbo­
lischen Akt, der dem Motto folgte: Wasch' mir den Pelz (vom Geldwä­
schevorwurf), aber mach' mich nicht naß (mit entsprechender Strafverfol­
gung). Denn die Impulse, die von einzelnen Vorschriften ausgingen, sind 
durchaus widersprüchlich. Exemplarisch kann dies an den Bestimmungen 
über fahrlässige Geldwäsche und den doppelten Anfangsverdacht gezeigt 
werden. § 261 Abs. 5 bestraft auch denjenigen, der einen Geldwäschevor-

14 Siehe die Auflistung bei Krüger 1994, S. 42 (Fn. 30). 
15 Zur Novellierung des Katalog siehe unten, Pkt. 5. 
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gang „leichtfertig nicht erkennt". Diese Vorschrift zielt (auch) auf die Bank­
angestellten, die ggf. illegale Vermögenswerte annehmen. Sie geht über die 
Vorgaben des Wiener Übereinkommens und der EG-Richtlinie hinaus, die 
beide die Kenntnis der illegalen Herkunft voraussetzen. Zwar wird leicht­
fertiges Verhalten restriktiv interpretiert als „grobe Fahrlässigkeit, ein beson­
derer Leichtsinn und eine besondere Gleichgültigkeit" 16

; in der Illustration 
von Körner/Dach wird allerdings deutlich, daß die Lektüre der Tagespresse 
bei Bankangestellten vorausgesetzt wird. Mit anderen Worten: die Leicht­
fertigkeits-Klausel soll die Aufmerksamkeit, das Identifizierungs- und Mel­
deverhalten der Kredit- und Finanzinstitute steigern. Daß es hierbei kei­
neswegs um die Beobachtung der gesamten Finanzwirtschaft gehen soll, zei­
gen die vom Zentralen Kreditausschuß und dem Bundeskriminalamt erar­
beiteten „Anhaltspunkte, die auf Geldwäsche gemäß § 261 StGB hindeu­
ten können".17 Sie operationalisieren den bereits durch die Katalogtaten vor­
geformten Filter für den täglichen Blick der Bankangestellten. Die ver­
sprochene „Sensibilisierung der Beschäftigten der Kreditinstitute" bewirkt 
einen selektiven Blick, der mit den Intentionen des Gesetzgebers, Finanz­
und Wirtschaftssystem möglichst unbehelligt zu lassen, konform geht. For­
mulierungen wie „auffällige Geldtransporte", ,,ungewöhnlich hohe Bar­
geldeinzahlungen", ,,auffällige Barabhebungen", Verkauf oder Kauf von 
Wertpapieren „unter ungewöhnlich erscheinenden Umständen" etc. 
schließen Stammkunden, die dauerhaft derartige Transaktionen veranlas­
sen, aus dem Kreis der potentiell Verdächtigen faktisch aus. Was seit län­
gerem und im Rahmen größerer Geldgeschäfte geschieht, dürfte kaum als 
auffällig oder ungewöhnlich wahrgenommen werden. In den Beispielen, die 
die „Anhaltspunkte" nennen, wird offenkundig, daß die Bankangestellten 
vor allem auf die Kleinen und Unprofessionellen unter den Geldwäschern 
achten sollen. Das betrifft den Einzahler, der „z.B. große Beträge in klei­
nen Scheinen, in Plastiktüte, Mantel- und Jackentaschen" transportiert, den­
jenigen, der „große Geldbeträge in oder aus Problemländer(n) (z.B. 
Rauschgiftproduktionsländer) mit der Anweisung zur Barauszahlung" 
überweist, oder der sich „bei Bargeschäften von anwesenden Dritten" über­
wachen läßt. Schließlich haben die Angestellten ein besonderes Augenmerk 
auf Ausländer zu richten: Asylbewerber, Osteuropäer, EG-Staatsan­
gehörige, Holländer, Russen und „südeuropäische Gastwirte" sind nach den 
,,Anhaltspunkten" die wichtigsten Geldwäscher. 

Die Konstruktion des Tatbestandes macht es andererseits ausgesprochen 
unwahrscheinlich, daß Bankangestellte tatsächlich einen zutreffenden 
Geldwäsche-Verdacht schöpfen. Der Verdacht müßte nicht allein darin 
bestehen, daß eine anstehende Finanztransaktion illegal erlangte Werte zum 

16 Körner/Dach 1994, S. 36 unter Bezug auf Dreher/ Trödle; siehe auch Kern 1993, 
s. 176 f.

17 Abdruck bei Körner/Dach 1994, S. 162 f. sowie teilweise kommentiert bei 
Carl/Klos 1994, S. 194- 201. 
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Gegenstand hat, sondern diese Werte müßten auch aus einer der in§ 261 
Abs. 1 genannten Vortaten stammen.18 

Diese vermeintlichen Widersprüche in der Regelungslogik des Geldwä­
scheparagraphen (Strafandrohung für leichtfertiges Nichtmelden bei 
gleichzeitiger Unmöglichkeit, hab hafte Verdachtsmomente zu entwickeln) 
legen die Erklärung nahe, daß die Vorschriften insgesamt dazu dienen, ein 
großes Verdachtsaufkommen mit niedrigem Verdachtsniveau bei den Ban­
ken zu sichern, die Überprüfung (Verdachtsverdichtung oder -entkräftung) 
aber anderen zu überlassen. 

4. Geldwäsche und Finanzermittlungen

Die Kriminalisierung der Geldwäsche war zum geringsten Teil von der all­
gemein an Strafrechtsnormen gerichteten Erwartung getragen, das nun straf­
bewehrte Verhalten möge in Zukunft unterbleiben. Vielmehr waren kri­
minalstrategische Argumente ausschlaggebend. Während traditionell poli­
zeiliche Ermittlungen von begangenen Straftaten ausgehen und der Ver­
bleib des durch sie erlangten Vermögens erst im Rahmen der weiteren Unter­
suchungen in Augenschein genommen wird, sollte mit Hilfe der Ver­
dachtsmeldungen der Banken diese Reihenfolge umgekehrt werden: von 
derart gemeldeten ( und ggf. registrierten) Geldbewegungen sollten Ermitt­
lungen ausgelöst werden, die die kriminelle Ursprungstat ausfindig machen 
sollten. Strafverfolgerisch-polizeilichen Niederschlag fand diese Strategie 
in der Bildung von „Finanzermittlungsgruppen". Beim Bundeskriminalamt19 

und auf verschiedenen Ebenen der Landespolizeien (s. Körner/Dach 1994, 
S. 82 f.) wurden diese eingerichtet; teilweise als „Gemeinsame Finanzer­
mittlungsgruppen" von Polizei und Zoll. Die besondere Qualität der Finanz­
ermittlungen zeigt sich exemplarisch an den gemeinsamen Richtlinien der
nordrhein-westfälischen Ministerien für Inneres und Justiz, die mit Inkraft­
treten des GwG erlassen wurden.20 Die Richtlinien unterscheiden „taktisch"
zwischen „verfahrensunabhängigen" und „verfahrensintegrierten" Finanz­
ermittlungen. Während bei letzteren bereits ein Ermittlungsverfahren
wegen der Vortat anhängig ist, nehmen die verfahrensunabhängigen ihren
Ausgangspunkt beim Verdacht auf Geldwäsche. Sie sollen deshalb insbe­
sondere die Verdachtsmeldungen der Banken überprüfen. Das Wesen der
verfahrensunabhängigen Finanzermittlungen besteht gerade darin, daß
noch kein Bezug zu einer Katalogtat besteht; gelingt die Verbindung zu einer
solchen Tat, dann werden die Finanzermittlungen „verfahrensintegriert" im
Rahmen des Ermittlungsverfahrens wegen der Vortaten fortgeführt.

18 Da der § 261 StPO die Geldwäsche von Gegenständen, die aus kriminellen 
Handlungen „eines anderen" stammen, unter Strafe stellt, können Geldwäscher 
und Vortäter nicht identisch sein. Der Geldwäscheverdacht müßte sich folg­
lich auch darauf beziehen, daß der Kunde nicht Werte aus eigenen Straftaten 
waschen will. 

19 FAZ v. 25.1.93: 25 BKA- und 25 Zollbeamte bilden die Gemeinsame Finan­
zermittlungsgruppe beim BKA. 

20 Richtlinien 1993; zu den Finanzermittlungen in NRW siehe auch Pfannenschmidt 1994. 
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In Nordrhein-Westfalen sollen die verfahrensunabhängigen Finanzermitt­
lungen „vorrangig" beim Landeskriminalamt stattfinden. Die Richtlinien 
etablierten dort zwei Ermittlungseinheiten. Die eine, ,,Strafrechtliche 
Finanzermittlung", ist für die Durchführung verfahrensunabhängiger 
Finanzermittlungen nach Einleitung eines strafrechtlichen Ermittlungsver­
fahrens wegen des Verdachts der Geldwäsche zuständig. ,,Sobald die 
Grunddelikte der Geldwäsche zum zentralen Gegenstand des Ermitt­
lungsverfahrens werden", sollen die Finanzermittlungen von der die 
Grunddelikte bearbeitenden Dienststelle fortgeführt werden. Daneben 
wurde eine „Zentrale Gewinnaufspürung" im LKA eingerichtet. Zu deren 
Aufgaben zählen die Richtlinien u.a.: 

- die Entgegennahme der Verdachtsmeldungen nach dem GwG,
- die Durchführung der zur Verdachtsbestätigung notwendigen unverzüg-

lichen polizeilichen Ermittlungen,
- ,,Initiativermittlungen in bezug auf Geldwäsche einzuleiten",
- ,,die Verdachtsfälle in bezug auf beteiligte Personen, Unternehmen und

sonstige Kriterien wie Ort, Zeit und Art der Geschehensabläufe unter
Nutzung der automatisierten Datenverarbeitung zu sammeln, zu ver­
dichten, zu bewerten und auszuwerten" (Richtlinien 1993, Pkt. 3.31).

Die verfahrensunabhängigen Finanzermittlungen sind die eigentlichen 
Neuerungen im Gefolge des GwG. Sie korrespondieren direkt mit der durch 
die Konstruktion des Geldwäschetatbestandes beförderten Vagheit der Ver­
dachtsmeldungen. Ihre Bedeutung erschöpft sich jedoch keineswegs darin, 
daß sie als Filter für die weitere Strafverfolgung wirken. Der zitierte Auf­
gabenkatalog macht deutlich, wie über den Umweg des Strafrechts 
(präventiv)polizeiliche Zuständigkeiten und Befugnisse eingeführt werden 
oder zutreffender formuliert: wie strafrechtliche Bestimmungen in den Schat­
ten polizeistrategischer Vorstellungen geraten (s. Herzog 1995). 

Man vergegenwärtige sich den Vorgang insgesamt: Eine neue Strafrechts­
norm wird geschaffen; um Verstöße gegen diese Norm aufdecken zu kön­
nen, werden Private zur Datenerhebung und -weitergabe an die Strafver­
folgungsorgane verpflichtet. Das Delikt ist so konstruiert, daß notwendi­
gerweise vage Verdachtsfälle gemeldet werden müssen, deren Intensität weit 
unterhalb des strafprozessualen Anfangsverdachts liegt. Diese Meldungen 
werden polizeilich „bearbeitet", datenmäßig erfaßt, verdichtet etc., ggf. durch 
,,Initiativermittlungen" angereichert. Damit sind der Polizei nicht nur Ein­
blicke in einen ihr bislang weitgehend verschlossenen Wirklichkeitsbereich 
eröffnet, sondern ihr sind mit der Verfügung über neues Wissen auch zusätz­
liche Handlungsoptionen eröffnet worden. 

Welche Strategien aus diesem Wissen resultieren, ist bislang unbekannt. 
Bereits der Umgang mit den erhobenen Daten zeigt jedoch die Gefahren 
der Verdachtsvorverlagerung. In einigen Bundesländern werden die ein­
gehenden Verdachtsmeldungen der Banken mit einem Js-Aktenzeichen ver­
sehen, d.h. die Verdachtsanzeige wird rechtlich wie eine normale Anzeige 
behandelt, gegen die Verdächtigen wird ein Ermittlungsverfahren eröffnet. 21 

Über die polizeiliche Datenverarbeitung ist damit noch nichts gesagt. 
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Datenschützer haben mehrfach darauf hingewiesen, daß die Verdachts­
meldungen, bei denen es sich nach Hassemers zutreffender Charakterisie­
rung „eher um Einschätzungen, um Verdachtsdaten, die einen großen Ermes­
sensspielraum lassen" (Hassemer 1994, S. 124), handelt, in der bundeswei­
ten PIOS-Datei für „Organisierte Kriminalität" (APOK) sowie in länder­
bezogenen OK-Dateien gespeichert werden.22

5. Erfolge und „Nachbesserungen"

Zweieinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten des GwG ist von dem „Aufbruch 
in die 3. Dimension" nicht mehr die Rede. Für so wichtig war das neue Instru­
ment zunächst gehalten worden, daß z.B. die Länder Hessen und Nordrhein­
Westfalen bereits vor dem Inkrafttreten des GwG auf freiwilliger Basis Ver­
dachtsmeldungen der Kreditinstitute entgegennahmen (Körner 1994, S. 197; 
Berliner Morgenpost v. 18.2.95). Rund 1.000 Verdachtsanzeigen gingen 1993 
bei den Strafverfolgungsbehörden der Bundesrepublik ein (BT-Drs. 
12/7151); diese führten zu 394 Ermittlungsverfahren.23 Daß sich hinter die­
sen Zahlen keine Erfolge verbergen, zeigen die bekanntgewordenen Bilan­
zen aus den Ländern. So wurden in Hamburg zwischen Dezember '93 und 
November '94 152 Verdachtsfälle gemeldet. Es kam lediglich zu einer 
Beschlagnahme von 8.251 DM (Frankfurter Rundschau v. 30.1.95). Von den 
498 hessischen Verdachtsmeldungen des Jahres 1994 waren im Januar '95 
bereits 280 Ermittlungsverfahren wieder eingestellt (Frankfurter Rundschau 
v. 11.1.95). In Berlin wurden 1994 175 Verdachtsanzeigen erstattet. Die
gemeldeten Transaktionen, das ergaben die Finanzermittlungen der Poli­
zei, hatten in 6 Fällen einen legalen Hintergrund, in 11 Fällen standen sie
im Zusammenhang mit Delikten wie Hehlerei und Unterschlagung (keine
Katalogtaten des§ 261). In 158 Fällen blieb die Herkunft des Geldes unge­
klärt (Tagesspiegel v. 19.4.95). In Baden-Württemberg kam es 1994 zu 387
gemeldeten Geldtransaktionen mit einem Gesamtvolumen von 234 Mio.
DM. Von den aufgrund der Verdachtsanzeigen beschlagnahmten 10 Mio.
DM hatten die Gerichte bis Anfang '95 bereits 8 Mio. wieder freigegeben
(Geldwäschegesetz 1995).

Angesichts dieser Bilanzen gibt Baden-Württembergs Innenminister Bir­
zele mit seiner Einschätzung, das GwG sei „bisher nahezu wirkungslos geblie­
ben" (ebd.), den gegenwärtigen Konsens von Innenpolitikern und polizei­
lichen Geldwäschebekämpfern wieder. Auf ihrer jüngsten Konferenz 

21 Siehe Weichert 1995, S. 12 (mit Hinweisen auf die Datenschutzberichte einiger 
Länder); siehe auch: Landesbeauftragter für den Datenschutz Brandenburg, 3. 
Tätigkeitsbericht 1994, LT-Brandenburg Drs. 2/697, S. 89, der auf diese Praxis 
in anderen Bundesländern hinweist. In NRW (Pfannenschmidt 1994, S. 401) 
,,führt daher jede Verdachtsanzeige zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens". 

22 Siehe Weichert 1995, S. 12. Der bayerische Datenschutzbeauftragte schreibt 
lapidar: ,,Erkenntnisse aus Anzeigen werden auch in die Dateien ADOK oder 
APOK eingestellt, sofern die in den Errichtungsanordnungen genannten Spei­
cherungsvoraussetzungen vorliegen", LT Bayern, Drs.13/390, S. 45; für NRW 
Hinweis bei Pfannenschmidt 1994, S. 400. 

23 So die Bilanz des Bundesinnenministers lt. Berliner Zeitung v. 4.2.95. 
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haben die Innenminister des Bundes und der Länder einen Bericht der 
gemeinsam mit der Finanzministerkonferenz eingerichteten „Arbeits­
gruppe Geldwäsche" beschlossen, der auf „eine wirksame Ausgestaltung 
der rechtlichen Möglichkeiten zur Bekämpfung der Geldwäsche" abzielt. 
Gefordert wird u.a.: 

- den Vortatenkatalog des§ 261 StGB auszuweiten,
- den Einsatz optischer und akustischer Ermittlungshilfen ( = Lausch- und
Spähangriffe) für Geldwäscheermittlungen zu legalisieren,
-die Geldwäsche in den Katalog des§ 100a StPO (Fernmeldeüberwachung)
aufzunehmen,
-die Bestimmungen der Abgabenordnung (Steuergeheimnis) dahingehend
zu lockern, daß Steuerunterlagen bereits „in einem frühen Ermittlungssta­
dium" genutzt werden können (s. Bekämpfung 1995).

Einerseits sollen die Nachbesserungen die Verwertbarkeit der Verdachts­
meldungen erhöhen; mit mehr Vortaten steigen die Chancen, daß es sich 
bei den gemeldeten Auffälligkeiten tatsächlich um kriminalisierte Geld­
wäsche handelt. Bereits durch das Verbrechensbekämpfungsgesetz wurden 
die Katalogtaten wesentlich erweitert: u.a. Unterschlagung, Betrug, 
Untreue, Urkundenfälschung, Bestechung und Bestechlichkeit (Verbre­
chensbekämpfungsgesetz 1994, § 261 StGB (neu)). Diese Ausweitung im 
zweiten Schritt auf einen vorher komplett ausgesparten Bereich verweist 
auf die ausgreifende Logik, die das einmal etablierte System der Ver­
dachtsschöpfung annehmen kann. Im Bemühen um strafverfolgerische 
Erfolge werden zunächst tabuisierte Räume schließlich geöffnet.24 Ande­
rerseits zielen die Forderungen darauf ab, die polizeilichen Möglichkeiten 
der Verdachtsüberprüfung und Verdachtsschöpfung zu erhöhen. Wie in der 
sonstigen OK-Bekämpfung, wird auch für die Finanzermittlungen der Aus­
weg in verdeckten Ermittlungsmethoden gesehen. Angesichts der derzeiti­
gen Praxis, Verdachtsmeldungen wie Anzeigen zu behandeln, würden nicht 
nur die Räume, in denen die Polizei verdeckt agieren darf, vermehrt, son­
dern auch die Eingriffsvoraussetzungen erheblich gesenkt.25 Die große Zahl 
der eingestellten Strafverfahren, bei denen die Herkunft des Geldes nicht 
eindeutig geklärt werden konnte, legt darüber hinaus die Frage nahe, ob 
die Polizei in diesen Fällen ihre Ermittlungen einstellt ( oder gerade inten­
siviert) und was mit den polizeilich gespeicherten (und ggf. bereits ange­
reicherten) Verdachtsdaten geschieht. 

24 Die Tendenz ist unverkennbar, auch wenn man die Erweiterungen des Ver­
brechensbekämpfungsgesetzes nicht überschätzen sollte, da die neu aufge­
nommenen Vergehen an die Bedingung geknüpft werden, daß sie „von einem 
Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten ver­
bunden hat, gewerbsmäßig begangen worden sind". 

25 Schon Herzog (1987, S. 330) hat darauf hingewiesen, daß die gesamte Diskus­
sion um die „3. Dimension der Verbrechensbekämpfung" darauf hinauslaufe, 
diese „weitgehend den Verdachtsvoraussetzungen anderer Eingriffe während 
des Ermittlungsverfahrens zu entziehen und weitgehend den Strategien der Poli­
zei zu überantworten". 
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Das erklärte Ziel des Kampfes gegen die Geldwäsche ist, kriminellen Orga­
nisationen ihre finanzielle Basis zu nehmen. Die Verdachtsmeldungen sol­
len Hinweise auf Geldwäscheaktivitäten geben, und durch die finanziellen 
Verbindungen soll die im Hintergrund agierende Organisation aufgespürt 
werden. Sofern es zutrifft, daß sich Geldwäschevorgänge mehrphasig und 
mehrstufig, international und mit mehrfach abgeschotteter Arbeitsteilung 
abspielen, kann der „paper trail" allein nicht zum gewünschten Erfolg führen. 
Der Einsatz verdeckter Ermittler und die kontrollierte Weitergabe -
Erweiterungen, denen sich die IMK offensichtlich (noch) nicht anschließen 
mochte -werden als Lösungen gefordert (Schuster 1994, S. 93). Der Kritik 
der Praktiker kann man auch entnehmen, daß vor dem Inkrafttreten des 
OrgKG verdeckte Ermittler an internationalen Geldwäschevorgängen 
beteiligt waren; derartige Einsätze seien nun nicht mehr möglich, da die ver­
deckten Ermittler Gefahr liefen, sich strafbar zu machen ( ebd.; s.a. Keller 
1994, S. 67). In dieser Lesart haben OrgKG und GwG die Ermittlungs­
möglichkeiten sogar verschlechtert, statt sie zu verbessern! Auch die Straf­
androhungen für die Bankangestellten wirkten den Intentionen des Geset­
zes entgegen. Denn die hinter den Transaktionen stehenden Organisatio­
nen könnten nur entdeckt werden, wenn die Geldflüsse nicht gestoppt, son­
dern weitergeleitet und bis an den Endempfänger verfolgt würden.26 

Erfolgreiche Finanzermittlungen, nimmt man das Konzept ernst, setzen zwei­
erlei voraus: Sie verlangen „intensive kriminalpolizeiliche Vorfeldermitt­
lungen" (Bilo 1994, S. 132), die die Strafverfolgungsbehörden in die Lage 
versetzen, verdächtige Transaktionen so schnell zu erkennen, daß sie nicht 
in den Wirren der internationalen Finanzsysteme verschwinden. Und sie ver­
langen den Einsatz verdeckter polizeilicher Ermittlungsmethoden, weil nur 
sie die ggf. kriminellen Hintergründe aufzuklären versprechen. Daß die bun­
desdeutschen Bestimmungen -trotz der einhelligen Kritik der Finanzermittler 
- derartiges durchaus erlauben, demonstriert ein Fall des Bayerischen Lan­
deskriminalamtes: Da man Geldwäsche im Zusammenhang mit Rausch­
giftgeschäften vermutete, wurde die Klippe des doppelten Anfangsverdachts
dadurch umschifft, daß man die Ermittlungen auf § 29 Betäubungsmittel­
gesetz aufbaute. Damit war auch das Tor für Telefonüberwachungen nach
§ 100a StPO geöffnet. Auf den Einsatz eines verdeckten Ermittlers verzich­
tete man keineswegs aus rechtlichen Gründen, sondern weil man sich von
seinem Einsatz keine zusätzlichen Erkenntnisse versprach. Die verdeckte
Beweiserhebung dauerte ca. 1 Jahr. In den ersten drei Monaten war, ,,unter­
stützt durch vielfältig flankierende Maßnahmen, um D. (den Verdächtigen,
NP) eine umfassende Aufklärung durchgeführt worden, die schwerpunkt­
mäßig auf Personen gerichtet war, die als Geldtransporteure bekannt waren
oder verdächtigt wurden. Die Erkenntnisse daraus haben zu konkreten Tat­
profilen und damit zu weiteren Ermittlungsansätzen geführt." Im Rahmen
der Ermittlungen wurden „Geldkuriere über mehrere nationale Grenzen

26 Carl/Klos (1994, S. 222) halten die kontrollierte Weiterleitung verdächtiger Gel­
der zum Zwecke der Strafverfolgung für möglich. Allerdings wird allein die Hoff­
nung darauf, daß das Strafgericht wegen fehlenden Vorsatzes auf Strafe ver­
zichtet, sie wohl kaum zu einem solchen Verhalten ermuntern. 
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nahtlos von verdeckten Polizeikräften 'begleitet' und am Endpunkt (Wech­
selstube D.) bei der Geldübergabe beweiskräftig beobachtet bzw. doku­
mentiert" (s. Nachreiner 1995). Lediglich begrenzt von kriminalistischen Ziel­
bestimmungen wurde hier das gesamte Repertoire verdeckter Polizeiarbeit 
eingesetzt - von der Telefonüberwachung bis zu den Rauschgift-Verbin­
dungsbeamten des BKA. Von erschwerten Finanzermittlungen kann also 
ernstlich kaum die Rede sein. Und da sich im Rahmen der Ermittlungen auch 
zeigte, daß die Banken ihren Meldeverpflichtungen nicht vollständig nach­
gekommen waren, prüft das LKA offensichtlich, inwiefern sie sich des „leicht­
fertigen Nichterkennens" der Geldwäsche schuldig machten. 

Erführe die Öffentlichkeit mehr über die Finanzermittlungen, dann könnte
schlüssiger nachgewiesen werden, daß es bei den oben genannten „Nach­
besserungen" der Geldwäschegesetzgebung wieder einmal nur darum geht, 
bestehende polizeiliche Praktiken „rechtsstaatlich" korrekt zu legalisieren. 
Vergangene Legalisierungsschübe lassen keinen Zweifel daran, daß eine der­
artig „verbesserte" Bekämpfung der Geldwäsche nur eine Frage der Zeit 
ist.27 Die Innenministerkonferenz strebt eine Bundesratsinitiative an ... 

Statt zu versuchen, weitere Räume strafrechtlich zu erfassen und von 
Geheimdiensten abgeguckte Ermittlungsmethoden zu verrechtlichen, 
wäre es angemessener, das bisher Erreichte an den ursprünglichen Zielen 
zu messen. Der ansonsten in der Geldwäschedebatte so beliebte Blick ins 
Ausland könnte hier weiterhelfen. Schätzungen zufolge gelingt es in den 
USA lediglich ca. 1 % der Drogenerlöse abzuschöpfen - trotz ihrer stren­
gen Vorschriften und langjährigen Erfahrungen (Pieth 1994, S. 32; s.a. Het­
zer 1993, S. 3300). Einer englischen Untersuchung zufolge ist der durch 
Beschlagnahme von Vermögenswerten bewirkte Preiseffekt auf Drogen 
geringer als der, der infolge von Sicherstellungen und Verhaftungen eintritt 
(s. Kern 1993, S. 196). Behält man die ökonomische Perspektive auf krimi­
nelle Handlungen konsequent bei, dann würde sich schnell zeigen, daß ver­
schärfte Strafverfolgung lediglich die Produktionsbedingungen auf illega­
len Märkten ändert. Dem Geld aus illegalen Geschäften aber den Weg in 
die legale Ökonomie gänzlich (und weltweit) zu verbauen, wäre allenfalls
durch ein globales Finanzregiment zu erreichen28

, dessen Errichtung nicht 
nur unwahrscheinlich, sondern auch von niemandem gewünscht wird. In die­
sem Sinne wäre es ehrlicher „von vornherein eine gewisse Ohnmacht" (Ker­
ner 1987, S. 45) einzuräumen, statt den polizeistrategischen Wunschträu­
men gesetzgeberisch nachzulaufen. 

6. Fazit

In der „3. Dimension", dem Angriff auf die finanzielle Basis der (organisier­
ten) Straftäter, stehen die Geldwäschevorschriften im direkten Zusammen­
hang mit der ebenfalls durch das OrgKG eingeführten Vermögensstrafe und 
dem erweiterten Verfall. Während deren Bedeutung sich vor allem vor 

27 Dagegen ist nicht zu sehen, daß es Chancen gibt, wenigstens den Tatbestand 
auf die UN-Vorgaben zurückzuführen, wie Barton (1993, S. 163) fordert. 

28 So auch Kerns Fazit (1993, S. 209 -211). 
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Gericht entfalten wird, haben die Kriminalisierung der Geldwäsche und das 
nachfolgende Geldwäschegesetz direkte Auswirkungen auf das Ermittlungs­
verfahren sowie die vorgelagerten und begleitenden polizeilichen Tätigkeiten. 
Der „Kampf gegen die Geldwäsche" resultierte national aus der Erkenntnis, 
daß bestehende polizeiliche Ermittlungsmethoden nicht die gewünschten 
Erfolge brachten. Auf internationaler Ebene entstand seit der 2. Hälfte er 80er 
ein regelrechter Boom von Geldwäsche-Bekämpfungs-Initiativen. Sie hatten 
zum Ziel, ein einheitliches polizeiliches Fahndungskonzept zu entwickeln, das 
die Behörden unterschiedlicher Länder in die Lage versetzen sollte, gemein­
sam gegen Geldwäsche vorzugehen (s. Pieth 1994, S. 30; Kern 1993, S. 154). 
Verstärkt durch den selbst miterzeugten internationalen Handlungsdruck, wur­
den in der Bundesrepublik Geldwäschevorschriften geschaffen, die einerseits 
den Finanzverkehr strafverfolgerischem Zugriff öffneten, andererseits aber die 
Verdachtsproduktion auf bestimmte Vorgänge (,,alltägliche Kleingeldwäsche", 
Körner 1994, S.196) beschränkten. Nach mehr als zwei Jahren Erfahrung deu­
tet sehr wenig darauf hin, daß diese Bestimmungen strafrechtlich von großer 
Bedeutung sein werden. Bedeutsamer ist vielmehr der Zugang der Polizei zu 
ihr bislang verschlossenen Informationen, ihre Verfügung über die in den Ver­
dachtsanzeigen enthaltenen Informationen, ihr Bestreben, diese Daten mit 
anderen Daten anzureichern und sie mit verdeckten Methoden aufzufüllen -
mit anderen Worten: die erhöhten Kontrollfähigkeiten gegenüber den Grup­
pen und Milieus, die ihr OK-verdächtig erscheinen. 
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